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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung
geman § 46 Abs. 1 GO LT
mit Antwort der Landesregierung

Anfrage der Abgeordneten Detlev Schulz-Hendel und Eva Viehoff (GRUNE)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung
namens der Landesregierung

Gesetzentwurf der Landesregierung zum Tariftreue- und Vergabegesetz: Wie hoch ist der
Anteil der Auftrdge bei 6ffentlichen Vergaben, der kiinftig aus dem NTVergG herausfallen
wird?

Anfrage der Abgeordneten Detlev Schulz-Hendel und Eva Viehoff (GRUNE), eingegangen am
13.06.2019 - Drs. 18/4010
an die Staatskanzlei ubersandt am 20.06.2019

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung
namens der Landesregierung vom 18.07.2019

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Niedersachsische Landesregierung hat einen Gesetzentwurf zur Anderung des Niederséachsi-
schen Tariftreue- und Vergabegesetzes vorgelegt (Drucksache 18/3693). Danach soll der Ein-
gangsschwellenwert von aktuell 10 000 Euro auf 25 000 Euro angehoben werden. AuBerdem sol-
len Empfanger von Subventionen und Sektorenauftraggeber unterhalb der EU-Schwellenwerte aus
dem Anwendungsbereich des NTVergG herausgenommen werden. Das bedeutet konkret, dass
Subventionsempfangerinnen und -empfanger z. B. mit Bauauftrdgen fiir Tiefbauarbeiten oder fir
die Errichtung von Krankenhausern oder auch Verwaltungsgebauden bis zu einer Kostenhdhe von
rund 5,2 Millionen Euro nicht mehr unter das NTVergG fallen wiirden, sofern diese Projekte min-
destens zur Halfte subventioniert wiirden. Wenn alle Sektorenauftraggeber nicht mehr unter das
NTVergG fallen, dann wirde eine weitere Gruppe (wie Wasserversorger, Hafen, Flughafen etc.)
befreit werden, die ebenfalls hohe Auftragswerte zu vergeben hat. Aulerdem sieht die geplante
Anderung im Gesetzentwurf der Landesregierung zu den Nachunternehmen vor, dass die bislang
vorgeschriebene Anforderung, eine Liste aller Leistungen vorzulegen, die durch Nachunternehmer
erbracht werden, kinftig nur noch freiwillig zu erbringen ist. Nach dem Koalitionsvertrag von SPD
und CDU sollte zur ,Entlastung der Kommunen der Anwendungsbereich des Vergaberechts flir
Bau, Liefer- und Dienstleistungsauftrige erst ab einem geschéatzten Auftragswert von 20 000 Euro
erbffnet sein“. Laut Koalitionsvertrag von SPD und CDU sollte zur ,Entlastung der Kommunen der
Anwendungsbereich des Vergaberechts fir Bau, Liefer- und Dienstleistungsauftrage erst ab einem
geschatzten Auftragswert von 20.000 Euro eroffnet sein®. Weiter heifdt es im Koalitionsvertrag: ,Die
geltenden Regelungen zu Mindestentgelten bei der Ausfiihrung 2107 &ffentlicher Auftrage sowie ih-
rer Kontrolle bleiben bestehen.” In der Pressemitteilung der Staatskanzlei vom 7. Mai 2019 heil3t es
zudem, dass die Verbandsbeteiligung zum Gesetzentwurf des NTVergG abgeschlossen sei und
dass in ihrer Folge sich ,an dem Gesetzentwurf keine Anderungen® ergeben hétten.

Vorbemerkung der Landesregierung

Mit dem Entwurf des Gesetzes zur Anderung des Niederséchsischen Tariftreue- und Vergabege-
setzes (NTVergG) und der Niedersachsischen Landeshaushaltsordnung (LHO) der niedersachsi-
schen Landesregierung (Drs. 18/3693) sollen verschiedene vergaberechtliche Vorgaben aus der
Koalitionsvereinbarung zwischen der SPD und der CDU fir die 18. Wahlperiode des Niederséchsi-
schen Landtages umgesetzt werden.
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Diese sind
— die Anpassung an geandertes Bundesrecht,

— die Harmonisierung der Landesvergabevorschriften fir Zuwendungsempfanger (z. B. Sportver-
eine, Privatpersonen) mit den zuwendungsrechtlichen Bestimmungen,

— die Entlastung der Kommunen durch Anhebung der Eingangsschwelle des Niedersachsischen
Tariftreue- und Vergabegesetzes.

Das Gesetzesvorhaben dient damit insbesondere auch dem in der Koalitionsvereinbarung be-
schriebenen Ziel des Burokratieabbaus.

1. Wie viele Auftrage bei der 6ffentlichen Vergabe mit welchem Gesamtauftragsvolumen
(Angabe in Euro), die unter das NTVergG fielen, gab es in Niedersachsen in den Jahren
2016, 2017 und 2018 (bitte getrennt nach Land und Kommunen auffihren)?

2. Wie viele dieser Auftrage mit welchem Gesamtauftragsvolumen lagen unterhalb des
jetzt neu geplanten Eingangsschwellenwertes von 25 000 Euro und wirden damit kinf-
tig nicht mehr erfasst werden (fir die Jahre 2016, 2017, 2018 und bitte getrennt nach
Land und Kommunen auffiihren)?

3.  Wie viele der Auftrage unterhalb der EU-Schwellenwerte mit welchem Gesamtauftrags-
volumen (Angabe in Euro fir die Jahre 2016, 2017 und 2018; getrennt nach Land und
Kommunen auffiihren) wurden von Empfangern von Subventionen nach § 99 Abs. 4
GWB vergeben?

4. Wie viele der Auftrage unterhalb der EU-Schwellenwerte mit welchem Gesamtauftrags-
volumen (Angabe in Euro fur die Jahre 2016, 2017 und 2018; getrennt nach Land und
Kommunen auffiihren) wurden von Sektorenauftraggebern nach § 100 GWB vergeben?

5.  Wie hoch sind der Anteil (prozentuale Angabe bitte) und die Summe (Angabe in Euro)
der Auftrage, die in den Jahren 2016, 2017 und 2018 nicht unter das NTVergG gefallen
waren, wenn die Regelungen des aktuellen Gesetzentwurfs der Landesregierung
(Drucksache 18/3693) bereits gegolten hatten?

Die Fragen 1 bis 5 werden zusammen beantwortet.

Die Adressaten des NTVergG sind bis dato die niedersachsischen o6ffentlichen Auftraggeber im
Sinne des § 99 Nrn. 1 bis 4 und § 100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB),
d. h. neben dem Land und den Kommunen u. a. auch ihre Stiftungen, Betriebe, gegebenenfalls pri-
vate Unternehmen, Verbénde, die Sektorenauftraggeber (Unternehmen, die auf dem Gebiet der
Trinkwasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs tatig sind) sowie Zuwendungsempféanger
nach 899 Nr.4 GWB. Das Land als offentlicher Auftraggeber wird dabei durch die einzelnen
Dienststellen vertreten. Jede Dienststelle vergibt 6ffentliche Auftrage, ebenso wie die Kommunen,
ihre Einrichtungen und die Ubrigen o6ffentlichen Auftraggeber nach § 99 Nrn. 2 bis 4 und § 100
GWHB, in eigener Kompetenz und Haushalts- bzw. Finanzverantwortung. Bedingt durch die fédera-
len Strukturen in Niedersachsen sowie die nach § 99 Nr. 4 GWB lediglich foérder- und projektbe-
dingte Auftraggebereigenschaft von natirlichen oder juristischen Personen des privaten Rechts
bzw. juristischen Personen des offentlichen Rechts und eine notwendige Einzelfallpriifung fur die
Feststellung einer Auftraggebereigenschaft nach § 99 Nr. 2 oder 3 bzw. § 100 GWB liegt der Lan-
desregierung keine Ubersicht tber die Vielzahl dieser niedersachsischen offentlichen Auftraggeber
vor. Eine Statistik Uber die Vergabe offentlicher Auftrage unterhalb der EU-Schwellenwerte von
derzeit 221 000 Euro fur Dienst- und Lieferleistungen und 5 548 000 Euro fir Bauleistungen wird
weder auf Bundes- noch auf Landesebene gefuhrt.

Die mit den Fragen 1 bis 5 erbetenen Daten liegen der Landesregierung somit nicht vor.

Die begehrten Daten kdnnen auch mit dem innerhalb der gemaf § 33 Abs. 2 Nr. 1 GGO Uublichen
Monatsfrist leistbaren Aufwand nicht durch eine landesweite Abfrage beschafft werden. Die Vielzahl
der niedersachsischen offentlichen Auftraggeber nach § 99 Nrn. 2 bis 4 und § 100 GWB kann die
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Landesregierung nur ndherungsweise ermitteln. Neben dem zeitlichen Aspekt lasst eine landeswei-
te Abfrage auch aufgrund fehlender Berichtspflichten der kommunalen 6ffentlichen Auftraggeber
und der 6ffentlichen Auftraggeber nach § 99 Nrn. 2 bis 4 und § 100 GWB gegeniiber der Landesre-
gierung keine reprasentative oder gar vollstandige Datenerhebung erwarten.

6. Wie schatzt die Landesregierung die Folgen des vorliegenden Gesetzentwurfs auf die
Tarifbindung bei der Vergabe offentlicher Auftrage ein? Werden die neuen Regelungen
die Tarifbindung stéarken oder schwachen?

Nach Einschatzung der Landesregierung hat der vorliegende Gesetzentwurf keine Auswirkungen
auf die Tarifbindung.

7. Aus welchem Grund weicht die Landesregierung in ihrem Gesetzentwurf von der eige-
nen Koalitionsvereinbarung ab, den Schwellenwert auf 25 000 Euro statt auf 20 000 Eu-
ro zu erhéhen?

Der im Gesetzentwurf enthaltene Eingangsschwellenwert von 25 000 Euro beriicksichtigt, dass die
jetzt einzufuhrende Unterschwellenvergabeordnung diesen Auftragswert auch als Eingangsschwel-
le fur die verpflichtende E-Vergabe und E-Kommunikation (§ 38 Abs. 4 UVgO) und die abschlie-
Rende Vergabebekanntmachung (8 30 Abs. 1 UVgO) nennt. Der Betrag von 25 000 Euro ist zudem
der Wert, der in 8 2 Abs. 2 der Vergabestatistikverordnung die Eingangsschwelle fur statistische
Berichtspflichten begriindet. Schon bisher hat die Niederséchsische Wertgrenzenverordnung die
freihAndige Vergabe bis zu dieser Summe zugelassen. Entsprechend dient die vorgeschlagene
Anhebung des Auftragswerts, ab dem das Niedersachsische Tariftreue- und Vergabegesetz anzu-
wenden ist, der Vereinheitlichung und Harmonisierung mit anderen schon bestehenden vergabe-
rechtlichen Wertgrenzen. Zuklinftig muss neben den sogenannten EU-Schwellenwerten nur noch
ein weiterer Schwellenwert beriicksichtigt werden. So kann die mit der Anhebung des Eingangs-
werts des Gesetzes angestrebte Entlastung der Kommunen bestmdglich umgesetzt werden.

8. Wie bewertet die Landesregierung den Umstand, dass entgegen dem Koalitionsvertrag
nun doch gemaR dem Gesetzentwurf die ,geltenden Regelungen zu Mindestentgelten
bei der Ausfiihrung offentlicher Auftrage sowie ihrer Kontrolle* nicht mehr in ihrer bis-
herigen Form bestehen bleiben?

Die geltenden Regelungen zu Mindestentgelten bei der Ausfiihrung 6ffentlicher Auftradge Gber Bau-
und Dienstleistungen werden durch den Gesetzentwurf in materieller Hinsicht nicht unmittelbar tan-
giert. Sie richten sich gemaf § 4 Abs. 1 NTVergG unveréndert nach den Regelungen des Mindest-
lohngesetzes (MiLoG) bzw. den insoweit vorrangig geltenden Bundesvorschriften. Die Mindestent-
geltregelungen bei 6ffentlichen Auftragen lber Dienstleistungen im Bereich des 6ffentlichen Perso-
nenverkehrs auf Stralle und Schiene im Sinne von § 2 Abs. 4 NTVergG richten sich geméaR § 5
Abs. 1, 5 NTVergG unverandert nach den vom Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digi-
talisierung festgestellten einschlagigen und reprasentativen Tarifvertragen.

Die Kontrolle der geltenden Regelungen zu Mindestentgelten bei der Ausfihrung 6ffentlicher Auf-
trage wird durch den Gesetzentwurf nicht tangiert. Kontrollen sind unveréandert in 8 14 NTVergG
geregelt.

9. Welche Kritikpunkte wurden im Rahmen der Verbandsanhérung zum Gesetzentwurf
benannt, und welche Anderungswiinsche gab es aufseiten der Anzuhérenden?

10. Aus welchen Grunden haben sich in der Folge der Verbandsbeteiligung fur die Landes-
regierung keine Anderungen ergeben bzw. aus welchen Griinden hat die Landesregie-
rung die Anderungswiinsche der Anzuhérenden nicht aufgegriffen?

Die Fragen 9 und 10 werden zusammen beantwortet.
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Auf die Drs. 18/3693 wird verwiesen: Im Rahmen der Verbandsbeteiligung haben 34 Verbande und
Organisationen die Gelegenheit erhalten, zum Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. Von 21 Verbén-
den und Organisationen sind Riickmeldungen eingegangen. Die ubersandten Stellungnahmen be-
inhalten sowohl positive Bewertungen als auch Kritikpunkte. Soweit Anderungs- oder Erganzungs-
wiinsche zu Inhalten geaufRert wurden, die keinen Eingang in den Gesetzentwurf gefunden haben,
setzt sich die Landesregierung damit ausfiihrlich im Allgemeinen Teil der Gesetzeshegrindung
auseinander (S. 10 ff.). Die zu einzelnen geplanten Gesetzesanderungen gegebenen Hinweise sind
im Besonderen Teil ausfihrlich erlautert und bewertet.

11. Wie lassen sich aus Sicht der Landesregierung die vorliegenden Anderungen zum
NTVergG mit dem Beschluss der Ministerprasidenten der norddeutschen Lander am
2. Mai in Hamburg vereinbaren, wonach die Lander die Tarifbindung insbesondere bei
der Vergabe offentlicher Auftrage starken wollen?

Die Regierungschefin und Regierungschefs der norddeutschen Lander haben sich in ihrem Be-
schluss vom 2. Mai 2019 allgemein zur Bedeutung der Tarifbindung bekannt.

Vor diesem Hintergrund haben sie vereinbart,

— geeignete MaRnahmen zu unterstiitzen, um die Tarifbindung zu starken, insbesondere auch die
verstarkte Anwendung von Allgemeinverbindlicherklarungen,

— die bestehende Praxis fortzusetzen, dass die Starkung der Tarifbindung bei der Vergabe 6ffent-
licher Auftrage in vielen Bereichen Berlcksichtigung findet.

Zudem haben sie auf die etablierte, auch von der Landesregierung gelibte Praxis verwiesen, bei
Unternehmensbesuchen regelhaft die Tarifmitgliedschaft zu thematisieren.

Im Zusammenhang mit der Vergabe 6&ffentlicher Auftrage verweist der Beschluss lediglich auf die
bestehende Praxis. Er beinhaltet weder eine Absichtserklarung noch eine Verpflichtung der Lan-
desregierung, eine vergaberechtliche Bindung an - reprasentative - Tarifvertrage, die tber den im
NTVergG geregelten Bereich des offentlichen Personenverkehrs hinausgeht, anzustreben oder
umzusetzen.

12. In welcher Weise wird die Landesregierung vor dem Hintergrund der neuen EU-Ent-
senderichtlinie und der entsprechenden Rechtsprechung des Europaischen Gerichts-
hofs analog zum Saarland die Vergabe offentlicher Auftrage in allen Branchen wieder
an die Einhaltung von Tarifvertragen im Rahmen des NTVergG binden?

13. Sollte die Landesregierung nicht wie das Saarland planen, die Vergabe 6ffentlicher Auf-
trdge an die Einhaltung von Tarifvertrdgen zu binden, aus welchen Griinden nutzt sie
die neue Rechtslage nicht, um die Tarifbindung in allen Branchen wieder zu starken?

14. In welcher Weise dient der aktuelle Gesetzentwurf zum NTVergG dem Anspruch der
von SPD und CDU gefiihrten Landesregierung, sich fir ,Gute Arbeit" und fir die Star-
kung der Arbeitnehmerinnen-, und -Arbeitnehmerrechte in Niedersachsen einzusetzen?

Die Fragen 12 bis 14 werden zusammen beantwortet.

Der aktuell im Gesetzgebungsverfahren befindliche Entwurf zur Anderung des NTVergG
(Drs. 18/3693) dient der Umsetzung verschiedener vergaberechtlicher Vorgaben aus der Koaliti-
onsvereinbarung zwischen der SPD und der CDU fiir die 18. Wahlperiode des Niederséchsischen
Landtags (siehe Vorbemerkungen).

Wie schon in der Gesetzesbegriindung (Seite 7, Teil A,, I, 4. ... Die Einhaltung von reprasentati-
ven Tarifvertragen der Bauindustrie ...“) ausgefihrt, war das in der Koalitionsvereinbarung be-
schriebene vergaberechtliche Thema ,Entscheidung Uber die Einhaltung von représentativen Tarif-
vertrdgen der Bauindustrie bei der Vergabe o6ffentlicher Auftrage” Gegenstand diverser und intensi-
ver rechtlicher Prifungen und Gesprache der Landesregierung mit den Tarifpartnern. Aus Rechts-
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griinden kann diese MaBnahme nicht umgesetzt werden, sodass dieses Thema keinen Eingang in
das Gesetzgebungsverfahren gefunden hat.

Die ,neue EU-Entsenderichtlinie* (RL [EU] 2018/957 vom 28. Juni 2018 zur Anderung der RL
96/71/EG uber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistun-
gen) ist von den Mitgliedstaaten (d. h. dem Bundesgesetzgeber) bis zum 30. Juli 2020 in nationales
Recht umzusetzen. Das Gesetzgebungsverfahren bleibt abzuwarten.

Die Landesregierung setzt sich daneben auf vielen Ebenen fir die Schaffung und Férderung von
guten Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer ein, wobei sie durch Europa-
und Bundesrecht gesetzte Grenzen selbstversténdlich respektiert.

(Verteilt am 19.07.2019)



	Drucksache 18/4202
	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung gemäß § 46 Abs. 1 GO LT mit Antwort der Landesregierung
	Anfrage der Abgeordneten Detlev Schulz-Hendel und Eva Viehoff (GRÜNE)
	Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung
	Gesetzentwurf der Landesregierung zum Tariftreue- und Vergabegesetz: Wie hoch ist der Anteil der Aufträge bei öffentlichen Vergaben, der künftig aus dem NTVergG herausfallen wird?

